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Vorwort
 

Als die aktuelle Brandenburger Landesre­
gierung im November 2019 ihre Arbeit auf­
nahm, war die Welt eine andere. Weder die 
Covid-Pandemie zeichnete sich ab, noch der 
schreckliche Krieg in der Ukraine. Im Fokus 
stand die Klimakrise. Und diese besteht fort. 
Sie schreitet unabhängig von Pandemie und 
Krieg nach wie vor mit aller Härte voran. Die 
Aufgabenbewältigung des Ministeriums für 
Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz 
findet also unter deutlich erschwerten Bedin ­
gungen statt. Aber wir verlieren den Fokus 
nicht aus dem Blick. 

Vermutlich hat kein anderes Ressort der 
Landesregierung eine so große Bandbreite 
an Themen bearbeitet wie wir. Sicher ist, 
dass sich die Arbeit des Ministeriums auf 
den Alltag der Menschen im Land auswirkt, 
sei es bei der Bewältigung von Folgen der 

Klimakrise, im Klimaschutz, bei der Abfall­
beseitigung oder – ganz essenziell – bei 
der Produktion und Verfügbarkeit gesunder, 
regionaler Lebensmittel, um nur einige Bei­
spiele zu nennen. 

Nach zweieinhalb Jahren, also der Hälfte 
einer Legislatur, ziehe ich gemeinsam mit 
den Beschäftigten des Ressorts Bilanz. Wir 
haben die Themen angepackt und Vieles auf 
den Weg gebracht. 

Die sich leider verschärfenden Rahmenbedin­
gungen national und international werden uns 
in der zweiten Hälfte der Legislaturperiode 
sowohl finanziell als auch personell vor 
große Herausforderungen stellen. Am besten 
begegnet man diesen, wenn es gelingt, die 
Kräfte zu bündeln und möglichst viele Men­
schen mitzunehmen. Dabei denke ich nicht 
nur an die Verwaltung, sondern an alle, die 
sich für unser Land engagieren wollen. Des­
halb werde ich noch stärker mit den Bürgerin­
nen und Bürgern in den Austausch gehen. Es 
bleibt noch viel zu tun, nur gemeinsam wer­
den wir die Herausforderungen der Zukunft 
bewältigen. 

Axel Vogel 
Minister für Landwirtschaft, Umwelt 
und Klimaschutz 
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KLIMA. SCHUTZ. 
Brandenburg handelt. 

Klimaschutz
 

Auf dem Weg zum Klimaplan 
Brandenburg 

Unter Federführung des MLUK hat die Lan­
desregierung in der ersten Hälfte der Legisla­
turperiode wichtige Vorbereitungen, Weichen­
stellungen und Beschlüsse zur Erarbeitung 
und Strukturierung des Klimaplans vorge­
nommen. Der Klimaplan wird die übergreifen­
de Landesstrategie für alle Politikfelder zur 
Erreichung der Zwischenziele und des Klima­
ziels bis 2045 werden, die von den Strategien 
und Konzepten der Fachressorts jeweils fach­
bezogen ausgeformt und untersetzt werden 
müssen. Dazu gehörte auch der Aufbau einer 
ressortübergreifenden „Klima-Governance“ 
mit intensiv geführten ressortübergreifenden 
Abstimmungen und Diskussionen in den da­
für gegründeten Gremien: Interministerielle 
Arbeitsgruppe (IMAG) Klimaplan, Steue­
rungsgruppe zur IMAG Klimaplan. 

Zentrales erstes Ergebnis dieses Prozesses ist 
der Kabinettbeschluss 59/21 vom 16. November 
2021 zum Zwischenstand des Klimaplans. Die 
wichtigsten Eckpunkte des Beschlusses sind: 
- Vorziehen des Zieljahrs für die Klima­
neutralität auf spätestens 2045 

- Festlegung der Strukturierung des 
Klimaplans durch Sektoren (in denen 
THG-Emissionen bilanziert werden 
und Zwischenziele festgelegt werden 
2030/2040) und daraus abgeleitete 
Handlungsfelder (HF), in denen die 
Landesregierung zur Zielerreichung 
Maßnahmen erarbeiten will: 
•	 HF1: Energie und Wasserstoffwirt ­

schaft 
•	 HF 2: Klimaneutrale Industrie 
•	 HF 3: Wärmewende, Bauen 

und Wohnen 
•	 HF 4: Verkehr und Mobilität 
•	 HF 5: Landwirtschaft und Ernährung 
•	 HF 6: Abfall und Kreislaufwirtschaft 
•	 HF 7: Landnutzung, Forstwirtschaft 

und Senkenwirkung 

•	 HF 8: Übergreifende Handlungs ­
schwerpunkte (unter anderem Vorbild­
rolle öffentliche Hand, Bioökonomie, 
Klima-Governance, Bildung, 
Forschung, Akzeptanz und 
Verbraucherschutz) 

Die Landesregierung wird im weiteren Ver­
fahren daraus abzuleitende Gesetzesände­
rungen auf den Weg bringen. 

Seit Mai 2021 arbeitet ein Gutachterkonsor ­
tium an der Erarbeitung der zentralen fachli­
chen Grundlagen zur Erarbeitung des Klima­
plans. Erstmals wird die Erfassung des Status 
quo aller Treibhausgasemissionen nach den 
Sektoren des Bundesklimaschutzgesetzes 
auch in Brandenburg vorgenommen. Es wer­
den zwei Szenarien für die Erreichung des 
Klimaneutralitätspfads für die Erreichung 
des Ziels bis 2045 erstellt und auf dieser 
Basis Vorschläge für sektorspezifische Zwi ­
schenziele und ein Maßnahmenprogramm 
zur Zielerreichung vorgelegt. Der Zwischen­
bericht mit der Status-quo-Beschreibung, 
Trendanalyse und einem Ausblick auf Hand­
lungslücken und Handlungsbedarfe wurde 
Ende Februar 2022 veröffentlicht. 

Um die Erarbeitung des Klimaplans auf soli­
de Grundlagen zu stellen und auch für eine 
breite Akzeptanz zu sorgen, hat das MLUK 
einen breiten und gut strukturierten Beteili­
gungsprozess für den Klimaplan aufgesetzt. 

Bereits im Juni 2021 fand eine öffentliche Auf­
taktveranstaltung zum Klimaplan statt. Dabei 
hat der Dialog mit zwei für die Erarbeitung des 
Klimaplans besonders wichtigen Zielgruppen, 
den Kommunen und der jungen Generation, 
begonnen (Förderung des Jugendforums 
Nachhaltigkeit und erster JuFoNa-Workshop 
zum Klimaplan-Prozess; Austausch IMAG 
Klimaplan und MLUK mit den kommunalen 
Spitzenverbänden zum Klimaplan) und wird 
in den kommenden Monaten mit zwei jeweils 

7 
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eigenen Beteiligungsformaten (Kommunen-
Workshops I und II, Jugendworkshop) beson­
ders intensiv geführt. 

Anfang März 2022 hat der Beteiligungspro ­
zess mit der ersten Runde der Stakeholder-
Workshops begonnen. 

Maßnahmen zur Klimaanpassung 

Eine Klimafolgenanpassungsstrategie ist in 
Arbeit. Ziel ist, Brandenburg auf die unab­
wendbaren Folgen des Klimawandels vor­
zubereiten und Schäden zu vermeiden. Für 
die im Koalitionsvertrag festgelegten Kern­
handlungsfelder Wasser, Forstwirtschaft, 
Landwirtschaft und Naturschutz wurden mit 
strategischen Überlegungen zur Anpassung 
an die Folgen des Klimawandels begonnen. 

Mit dem Kabinettbeschluss vom 16. Novem­
ber 2021 hat sich die Landesregierung über 
diese Kernhandlungsfelder hinaus für die 
Erarbeitung einer systematischen, ressort­
übergreifenden Klimaanpassungsstrategie 
entschieden. Die Anpassungsstrategie soll 
13 Handlungsfelder aus sechs Ministerien 
umfassen. Die bestehende interministerielle 
Arbeitsgruppe (IMAG) „Anpassung an die 
Folgen des Klimawandels“ unter Leitung des 
MLUK übernimmt die Steuerung des Erar­
beitungsprozesses. Für die Inhalte der hand­
lungsfeldspezifischen Fachbeiträge ebenso 

wie für die spätere Umsetzung identifizierter 
Maßnahmen beziehungsweise Vorhaben sind 
verschiedene Fachressorts der Landesregie­
rung verantwortlich. 

Hitzeaktionsplan beauftragt 

In enger Zusammenarbeit mit dem Ministe­
rium für Soziales, Gesundheit, Integration 
und Verbraucherschutz (MSGIV) wurde ein 
Gutachten als Grundlage für einen Hitze­
aktionsplan Brandenburg in Auftrag gegeben. 
Ziel ist, die gesundheitlichen Risiken durch 
Hitze zu reduzieren. Es geht um Vorsorge 
und Maßnahmen und Abläufe an Hitzetagen. 

Modellprojekte im Kontext des Klima­
schutzes 

Fünfzehn Projekte zu „Klimagerechter Land­
nutzung“ und „Nachwachsenden Rohstoffen“ 
unter wissenschaftlicher Begleitung, inklusive 
des Aufbaus des Netzwerks Nachwachsende 
Rohstoffe, wurden im Rahmen des Kapitels 
Klimapolitik mit einer Förderung von jährlich 
rund zwei Millionen Euro ausgestattet. 

Bioökonomiestrategie begonnen 

Die Erarbeitung einer ressortübergreifenden 
Bioökonomiestrategie wurde entsprechend 
des Landtagsbeschlusses vom 17. Novem ­
ber 2021 begonnen. 
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KLIMA. SCHUTZ. 
Brandenburg handelt. 

Nachhaltigkeit 

Nachhaltigkeitsplattform neu gestartet 

Nach einer erfolgreichen Pilotphase in den 
Jahren 2019 und 2020 hat die Nachhaltigkeits­
plattform im Februar 2021 ihre Arbeit wieder­
aufgenommen. Die Website Plattform-bb.de 
dient dem Austausch der Nachhaltigkeitsak­
teure im Land und soll Beiträge zu wichtigen 
landespolitischen Vorhaben wie der Überar­
beitung der Landesnachhaltigkeitsstrategie 
liefern. 

Die Geschäftsstelle der Plattform wird von 
Prof. Dr. Dr. Ortwin Renn vom Institut für trans­
formative Nachhaltigkeitsforschung (IASS) 
Potsdam betreut, der auch Vorsitzender des 
im Februar 2021 neu berufenen Nachhaltig­
keitsbeirats ist. 

Nachhaltigkeit bei öffentlichen Vergaben 

Die Landesregierung hat das Brandenbur­
gische Vergabegesetz (BbgVergG) novelliert 
und zum 1. Mai 2021 in Kraft gesetzt. Diese 
Novellierung stärkt die Nachhaltigkeit im Be­

schaffungswesen der Behörden der unmittel­
baren und mittelbaren Landesverwaltung nach 
Paragraf 55 Landeshaushaltsordnung (LHO). 
Sie müssen nun laut Paragraf 3 Absatz 4 
BbgVergG Ausnahmen zur nachhaltigen Auf­
tragsvergabe bei Lieferungen und Leistungen 
(ausgenommen sind Bauleistungen) begrün­
den. Die praxisgerechte Umsetzung dieser Be­
stimmung ist in Vorbereitung. 

In einem ersten Schritt wurde bereits auf dem 
Vergabeportal eine Auswahl an Leitfäden ver­
linkt, die seitens der Kompetenzstelle für Nach­
haltige Beschaffung (KNB), des Umweltbun­
desamts und der Europäischen Kommission 
veröffentlicht wurden, um vergaberechtskon­
form nachhaltig zu beschaffen. 

Darauf aufbauend sollen unmittelbar anwen­
dungsbereite Handreichungen mit produktspe­
zifischen Nachhaltigkeitsanforderungen er­
gänzt werden. Weiterhin sind übergeordnete 
Anhaltspunkte zur Ausgestaltung nachhaltiger 
Ausschreibungs- und Vergabepraxis im Verga­
behandbuch zu ergänzen. 

9 

http:Plattform-bb.de
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KLIMA. SCHUTZ. NATUR. 
Brandenburg handelt. 

Naturschutz
 

Insektenschutz voranbringen 

Auf Landesebene hat das MLUK in einem brei­
ten Dialogprozess ein Maßnahmenprogramm 
Insektenschutz erarbeitet. Dieses wurde 
aufgrund des Dialogprozesses der beiden 
Volksinitiativen im Landtag zunächst zu­
rückgestellt. Unter der Federführung der 
Koalitions-Fraktionen erfolgte eine Zusam­
menführung der beiden Volksinitiativen zum 
Insektenschutz. Das MLUK war im Dialog­
prozess hinweisgebend und beratend einbe­
zogen. Gespräche zu daraus abzuleitenden 
Regelungen werden weitergeführt. 

Im Jahr 2021 sind zudem bundesrechtliche 
Rechtsänderungen in Kraft getreten, um den 
Verlust von Arten und Lebensräumen einzu­
dämmen, zum Beispiel Änderungen des Bun­
desnaturschutzgesetzes sowie im Wasser- 
und Pflanzenschutzrecht. Flankiert werden 
diese Änderungen von neuen Fördermitteln 
zur Unterstützung der Landwirtschaft. 

Wildnisgebiete sichern 

Auf einem Prozent der Landesfläche Bran­
denburgs sind Wildnisgebiete ausgewiesen. 
Das sind knapp 30.000 Hektar. Die Zielstel­
lung nach der Biodiversitätsstrategie des 
Bundes und Brandenburgs beträgt zwei 
Prozent der Landesfläche. Damit sind weite ­
re rund 30.000 Hektar als Wildnisflächen zu 
sichern. 

Ein großer Teil der bestehenden beziehungs­
weise der noch einzurichtenden Wildnisge­
biete können im Wald liegen. Auch dafür gibt 
es Flächenziele: Fünf Prozent der Waldflä ­
chen und zehn Prozent der Waldflächen in 
öffentlicher Hand sollen in eine Naturwald­
entwicklung überführt werden. Das MLUK 
arbeitet zur Umsetzung dieser Ziele an einer 
Wildnisstrategie, die im 2. Quartal 2022 vor­
gestellt werden soll. 

Umsetzung und Evaluierung des Maß­
nahmenprogramms Biologische Vielfalt 

Mit Unterstützung des Naturschutzbeirats 
des Landes führt das MLUK derzeit eine Eva­
luierung des Maßnahmenprogramms Biolo­
gische Vielfalt durch. Ergebnisse werden im 
Sommer 2022 erwartet. 

Untere Havel schützen 

Die Aufstockung und Verlängerung des lau­
fenden Gewässerrandstreifenprojekts „Unte­
re Havel“ ist in Vorbereitung. 

Randowniederung wird wieder naturnäher 

Der Landkreis Uckermark hat im Juni 2021 
beschlossen, die Trägerschaft für das Projekt 
„Randowniederung“ zu übernehmen. Das 
Projekt zielt hier auf eine Anhebung der Was­
serstände und eine dauerhafte naturverträg­
liche Nutzung auf den Moorflächen. Dabei 
kommt der Etablierung alternativer Nutzungs­
weisen eine besondere Bedeutung zu. 

EU-Life-Projekte umgesetzt 

Der NaturSchutzFonds Brandenburg führt das 
EU-Life Projekt „Feuchtwälder“ an Stepenitz, 
Dahme und Rheinsberger Rhin sowie das 
Projekt „Trockenrasen“ fort. Für das EU-Life 
Projekt „Bachmuschel“ ist die Antragstellung 
erfolgt. 

Das Grüne Band Brandenburg 
wird zum Nationalen Naturmonument 

Mit dem Gesetz zur Änderung des Branden­
burgischen Naturschutzausführungsgesetzes 
vom 26. September 2020 wurde die Grund­
lage zur Ausweisung des Grünen Bandes 
als Nationales Naturmonument geschaffen. 
Entlang der ehemaligen innerdeutschen 
Grenze bildet das Grüne Band nun mit einer 

10 
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Gesamtlänge von 1.393 Kilometern das 
größte Biotopverbundsystem Deutschlands. 
Das Land Brandenburg hat einen Anteil von 
rund 30 Kilometern. Nicht nur als historischer 
Ort der Zeitgeschichte Deutschlands ist das 
Grüne Band einzigartig. Mit seinen natur­
nahen Offenland­, Wald­ und Gewässerkom­
plexen sowie einigen gut erhaltenen Feucht­
gebieten und Mooren stellt das Grüne Band 
einen Querschnitt durch die bundesweite 
Landschaftsvielfalt und Vielgestaltigkeit dar. 

Die Landesregierung wird unter der Feder­
führung des MLUK das Grüne Band als 
Nationales Naturmonument „Grünes Band 
Brandenburg“ durch den Erlass einer Rechts­
verordnung festsetzen. Das förmliche Ver­
fahren soll in Kürze abgeschlossen werden. 

Natura 2000: Brandenburgs Beitrag 
zum Europäischen Schutzgebietssystem 

Die Umsetzung des europäischen Schutz­
gebietsnetzwerks Natura 2000 bleibt weiter ­
hin ein Handlungsschwerpunkt. 

Für die Umsetzung von Maßnahmen zum 
Erhalt und zur Verbesserung der Arten und 
Lebensräume in den Natura­2000­Gebieten 
im ganzen Land werden zukünftig fünf Teams 
mit jeweils einem Mitarbeiter aus dem Lan­
desamt für Umwelt (LfU) und zwei Beschäf­
tigten aus dem NaturSchutzFonds einge­
setzt. 

Aufwertung des Großschutzgebiets­
systems 

Im Juni 2021 ist die Bekanntmachung zur Er­
weiterung des Naturparks Stechlin-Ruppiner 
Land in Kraft getreten. Damit wurde eine 
Initiative aus dem Landkreis Ostprignitz-
Ruppin aufgegriffen. Die Fläche des Natur­
parks hat sich mit der Erweiterung um rund 
26 Prozent auf 86.173 Hektar vergrößert. 

Bei den Erweiterungsflächen handelt es sich 
um die naturschutzfachlich wertvolle Kyritz-
Ruppiner Heide – das ehemalige Bombo­
drom - den Verbindungsraum zwischen der 
Heide und der ehemaligen Naturparkgrenze 
sowie um eine vielgestaltige Landschaft im 
Bereich der Granseer Platte auf dem Gebiet 
des Landkreises Ostprignitz-Ruppin. Im Rah­
men der Erweiterung haben das LfU und der 
Landkreis Ostprignitz-Ruppin eine Koope­
rationsvereinbarung abgeschlossen, um die 
nachhaltige Regionalentwicklung des Natur­
parks zu stärken. 

Stellenzuwachs bei den Biosphären­
reservaten und Naturparken 

In den Biosphärenreservaten gab es 2022 
einen ersten Stellenzuwachs. In den Natur-
parken wurden Nachwuchsstellen für FFH-
Mangerinnen und -Manager eingerichtet. 

Bewahrung des Weltnaturerbes Buchen­
wald Grumsin 

Zur Betreuung des Weltnaturerbes Grumsin 
wurden bereits zwei der drei zusätzlich ge­
schaffenen Naturwachtstellen besetzt. Das In­
formationszentrum Altkünkendorf soll zukünf­
tig zum Teil auch aus dem Landeshaushalt 
finanziert werden. 

Neues Besucherinformationszentrum 
für den Naturpark Schlaubetal 

Das MLUK hat den Neubau des Besucher­
informationszentrums im Naturpark Schlau­
betal mit rund 1,1 Millionen Euro über die 
Richtlinie Natürliches Erbe und Umweltbe­
wusstsein aus Landesmitteln und dem EU-
Fonds ELER gefördert. Die Stadt Müllrose 
investierte für das Naturparkhaus 190.000 
Euro. Damit sind alle 15 Nationalen Natur ­
landschaften in Brandenburg mit Besucher­
informationszentren ausgestattet. 
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Mit dem Nachtragshaushalt 2020 wurde eine 
Personalstelle insbesondere für die Unter­
stützung der „Naturwelt Lieberoser Heide“ 
bewilligt, die im Naturpark Schlaubetal einge­
setzt wird. 

Stiftungsrat Naturschutzfonds auf breite 
Basis gestellt 

Der Stiftungsrat der Stiftung Naturschutzfonds 
wurde durch Änderung des Brandenbur­
gischen Naturschutzausführungsgesetzes 
(BbgNatschAG) um einen Vertreter der Land­
nutzerverbände, um eine Vertreterin der Ab­
teilung Wasserwirtschaft des MLUK und um 
einen Vertreter der kommunalen Spitzenver­
bände Brandenburgs erweitert. 

Naturschutzbeiräte gestärkt 

Das Sitzungsgeld für die Naturschutzbeiräte 
ist seit 2004 nicht mehr erhöht worden. Das 
MLUK hat die Naturschutzbeiräteverordnung 
geändert und das Sitzungsgeld von bisher 
sechs auf den Mindestsatz von 24 Euro er­
höht. 

Verbändeförderung stärkt Arbeit 
im ehrenamtlichen Naturschutz 

Die ab dem Haushaltsjahr 2021 vorgenom ­
mene Erhöhung der Verbändemittel (aner­
kannte Naturschutzverbände) soll fortge­
schrieben werden. 

Internationale NaturAusstellung 
Lieberose (I.N.A.) wird Naturwelt 

Die Landkreise und Kommunen der Region 
sind Träger der I.N.A. GmbH, die sich in „Natur­
welt Lieberoser Heide GmbH“ umbenannt hat. 

Das LEADER-Projekt „Gestaltung eines Ster­
nenpfads“ wurde 2019 bewilligt und ist in der 
Umsetzung. Die Eröffnung ist 2022 geplant. 

Im Rahmen des Programms „Kommunale 
Modellvorhaben zur Umsetzung der öko­
logischen Nachhaltigkeitsziele in Struktur­
wandelregionen“ (KoMoNa) wird das Projekt 
„Heideradweg“ realisiert. 

Ein eigener Finanztitel ist 2021 eingebracht 
worden. Daraus wurden mehrere Vorhaben 
der „Naturwelt Lieberoser Heide“ unterstützt. 

Förderung der Ökofilmtour 

Der FÖN e.V. als Träger der Ökofilmtour wird 
zukünftig einen erhöhten Zuschuss erhalten, 
der für mehrere Jahre im Haushalt abgesi­
chert ist. 

Unterstützung für Freiwilliges 
Ökologisches Jahr 

Ab September 2022 ist eine Mittelerhöhung 
vorgesehen, die der Erhöhung des Taschen­
geldes der Freiwilligen dient. Die Taschengel­
der in den Jugendfreiwilligendiensten wurden 
seit vielen Jahren nicht mehr erhöht. Ziel 
ist, Freiwillige zu unterstützen, die während 
ihrer Einsatzzeit nicht ausreichend durch ihre 
Eltern unterstützt werden und sich aus die­
sem Grunde nicht für ein FÖJ entscheiden 
können. 

Start für Kulturlandschaftsbeirat 

Mit Beginn der Legislaturperiode hat das 
MLUK den Kulturlandschaftsbeirat (KLB) 
berufen, um 21 Vertreterinnen und Vertreter 
aus Landnutzer- und Umweltschutzverbän­
den - ergänzt um wissenschaftlichen Sach­
verstand – an einen Tisch zu bringen. Er 
nimmt Stellung zu politischen Vorhaben und 
Gesetzgebungsprozessen des Ministeri­
ums, setzt aber auch eigene Schwerpunkte. 
Der Beirat ist eigenständig und strebt Ent­
scheidungen und Stellungnahmen im Kon­
sens an. 
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KLIMA. SCHUTZ. 
Brandenburg handelt. 

Europa 

Neustart in der gemeinsamen europäischen 
Agrarpolitik 

Die erste Halbzeit der laufenden Legislatur­
periode war besonders geprägt von intensi­
ven Prozessen und Verhandlungen um die 
Ausrichtung der neuen EU-Förderperiode 
ab 2023. Brandenburg hat sich aktiv und 
mit eigenen Vorschlägen, beispielsweise zur 
Ausgestaltung von Regelungen zur Agro­
forst, in die Verhandlungen in Agrarminister­
konferenzen und im Bundesrat eingebracht. 

Das Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt 
und Klimaschutz (MLUK) richtet die Um­
setzung der Gemeinsamen Agrarpolitik der 
Europäischen Union (GAP) in Brandenburg 
darauf aus, die Landwirtschaft beim umwelt- 
und klimagerechten Umbau zu unterstützen, 
Leistungen für den Erhalt der biologischen 
Vielfalt zu honorieren und tiergerechte Hal­
tungssysteme zu fördern. 

Neben der erweiterten Konditionalität werden 
in der 1. Säule der europäischen Agrarförde­
rung 23 Prozent der Mittel für ein bundes ­
weites Angebot von freiwilligen Maßnahmen, 
den Ökoregelungen bereitgestellt. 

Aufsattelnd auf den Ökoregelungen legt Bran­
denburg zahlreiche neue Fördermöglichkei­
ten von Agrarumweltmaßnahmen aus Mitteln 
der 2. Säule der GAP auf. Dies sind die Mittel 
aus dem Europäischen Landwirtschaftsfonds 
für die Entwicklung ländlicher Räume (ELER). 
Weiterhin kommen Umschichtungsmittel und 
nationale Mittel der Gemeinschaftsaufgabe 
Agrarstruktur und Küstenschutz (GAK) für 

umweltbezogene Programme zum Einsatz, 
um zum Beispiel eine Unterstützung für die 
Anlage von Lichtäckern, Feldvogelinseln im 
Acker oder die Nutzung von Acker als Grün­
land ohne den Verlust des Ackerstatus zu be­
antragen. Die Ausgleichszulage für benach­
teiligte Gebiete konnte bis 2025 gesichert 
werden. 

Bewährte Zusammenarbeit mit polnischen 
Partnerwojewodschaften 

Die Zusammenarbeit mit Polen hat in 
Brandenburg Verfassungsrang. Das MLUK 
gehört zu den Ressorts, die besonders eng 
mit den drei polnischen Wojewodschaften 
Westpommern, Großpolen und Lebuser 
Land zusammenarbeiten. Hierfür wurde ein 
gemeinsames Arbeitsprogramm bis zum 
Ende der Legislaturperiode vereinbart, das 
eine breite Palette von Themen, unter an­
derem Fragen des Immissionsschutzes, der 
Abfallwirtschaft, der Direktvermarktung land­
wirtschaftlicher Regionalprodukte und des 
Naturschutzes, umfasst. 

So gibt es seit Jahren Kooperationen im 
Bereich des Nationalparks Unteres Odertal 
mit den Schutzgebieten auf polnischer Seite. 
Im Rahmen der Europäischen Territorialen 
Zusammenarbeit (INTERREG) für die neue 
EU-Förderperiode hat sich das MLUK ins­
besondere dafür eingesetzt, dass in beiden 
Programmen, an denen Brandenburg betei­
ligt ist, zukünftig verstärkt Fragen des Klima­
schutzes und Klimaanpassungsmaßnahmen 
in den Fokus gemeinsamer Vorhaben bezie­
hungsweise Initiativen gerückt werden. 

13 
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Brandenburg handelt. 
KLIMA. LAND. WIRTSCHAFT. 

Landwirtschaft 

Fahrplan für mehr Bio: Ökoaktionsplan 

Der Ökoaktionsplan Brandenburg wurde 
mit rund 50 Stakeholdern von April bis 
September 2021 erarbeitet und konnte Ende 
Oktober 2021 öffentlich vorgestellt werden. In 
den von den Stakeholdern in fünf Workshops 
erarbeiteten Maßnahme-Steckbriefen steht 
die Förderung regionaler, ökologischer Wert­
schöpfung, der Wissenstransfer unter den 
Akteuren und die Vernetzung aller Ebenen 
der Branche im Fokus. 

Das MLUK hat sich das Ziel gesetzt, den An­
teil ökologisch bewirtschafteter Flächen an 
der landwirtschaftlichen Nutzfläche bis zum 

Ende der Legislaturperiode auf 20 Prozent 
zu steigern. Im Jahr 2020 betrug der Anteil 
14,4 Prozent. 2021 war die Fläche bereits auf 
15,5 Prozent angewachsen. 

2022 wird eine Produktions­ und Marktpoten­
zialerhebung und -analyse für die Erzeugung, 
Verarbeitung und Vermarktung ökologischer 
Agrarerzeugnisse und Lebensmittel in Berlin-
Brandenburg in Auftrag gegeben. 

Förderung im ökologischen Landbau 

Den Auf- und Ausbau regionaler Wertschöp­
fungsketten unterstützt das MLUK ab 2022 
durch die Richtlinie Wertschöpfungsketten­
entwickler : innen. Ab 2023 werden über eine 
Förderrichtlinie Leuchtturmprojekte der Zu­
sammenarbeit von Akteuren der ökologischen 
Land- und Lebensmittelwirtschaft unterstützt. 
Die Finanzierung erfolgt über Fördermittel des 
Europäischen Landwirtschaftsfonds für die 
Entwicklung des ländlichen Raums (ELER). 
Die Projekte dienen insbesondere der Schaf­
fung und Entwicklung kurzer Versorgungsket­
ten und lokaler Märkte (Entwicklung entlang 
der Wertschöpfungsketten) sowie der Ein­
richtung von Gebietskooperationen in Form 
von Öko-Modellregionen oder Bio-Städten. 
Des Weiteren sollen die Schulprogramme er­

14 

weitert, das ökologische Feldversuchswesen 
gestärkt und ein Praxis-Forschungsbetriebs­
netz für den Ökolandbau etabliert werden. 

Mit einer Erhöhung der Flächenprämien ab 
dem Jahr 2022 für die Umstellung von Acker­
land in den ökologischen Landbau und seit 
2021 für die Umstellungsphase bei Gemüse 
und Dauerkulturen, bietet das Land Branden­
burg verlässliche Rahmenbedingungen und 
schafft Anreize für umstellungswilllige land­
wirtschaftliche und gartenbauliche Betriebe. 
Das Förderprogramm Ökologischer Landbau 
gehört mit der moorschonenden Stauhaltung 
zu den Programmen, die auch im Übergang 
zur neuen Förderperiode geöffnet bleiben 
und damit kontinuierlich fortgeführt werden. 
Mit Beginn des laufenden Jahres entfallen 
zusätzliche Auflagen im Ökolandbau wie die 
bisher vorgeschriebene Anbaudiversifizie ­
rung sowie die Absenkung des Mindestvieh­
besatzes von aktuell 0,5 auf 0,3 Großvieh­
einheit pro Hektar Dauergrünland ab 2023. 

Zwei Qualitätszeichen zur Stärkung 
der regionalen Wertschöpfung 

2021 wurden mit dem Ministerium für Länd­
lichen Raum und Verbraucherschutz Baden-
Württemberg die Verträge zur Nutzung der 
Qualitätsprogramme „Qualitätszeichen Ba­
den-Württemberg“ und „Biozeichen Baden-
Württemberg“ geschlossen. Gegenwärtig wird 
die Eintragung der Zeichen als Kollektivmar­
ken beim Deutschen Patent- und Markenamt 
und die Anpassung aller Dokumente vorberei­
tet. Mit der Fördergemeinschaft Ökologischer 
Landbau (FÖL) und dem Verband pro agro 
wurden im Dezember Verträge als Lizenzneh­
mer geschlossen. Die Lizenznehmer verge­
ben die Zeichen und zeichnen für die Einhal­
tung der Vergabekriterien verantwortlich. 

Das Bio-Qualitätszeichen Brandenburg ist 
eine Maßnahme des Ökoaktionsplans und 
seit Anfang 2022 verfügbar. 
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Zur Vergabe des Qualitätszeichens Branden­
burg im konventionellen Bereich erarbeitet 
der Verband pro agro aktuell gemeinsam mit 
der Branche additive Qualitätskriterien für ein 
nachhaltiges Qualitätsfleischprogramm Bran­
denburg für Schwein und Rind. 

Agroforst-Systeme ausweiten 

Das MLUK plant die Einrichtung von Agroforst­
systemen ab 2023 als investive Förderung. 

Neue Angebote für kooperative Biodiver­
sitäts- und Klimaschutzmaßnahmen 

Um den Bürokratieabbau zu forcieren, wird 
das MLUK in ausgewählten Projektregionen 
die Eignung des niederländischen Modells für 
die kooperative Umsetzung von Agrarumwelt- 
und Klimamaßnahmen (AUKM) für Branden­
burg prüfen. 

Im GAP­Strategieplan ab 2023 ist für Bran ­
denburg ein Angebot zur Förderung von 
Kooperativen Biodiversitäts- und Klima­
schutzmaßnahmen als Regelförderung vor­
gesehen. 

Stärkung der Kulturlandschafts­
programme 

Die Umschichtungsmittel von derzeit sechs 
Prozent steigen in jährlichen Stufen auf 15 
Prozent im Jahr 2026. Diese Mittel kommen 
insbesondere der Förderung von Agrarumwelt­
maßnahmen zur Förderung des Ökolandbaus 
und der Verbesserung der Wasserqualität 
sowie des Ausgleichs von Kosten und Ein­
kommensverlusten in Natura­2000­Gebieten 
zugute. 

Tiergerechte Haltungssysteme 

Im Rahmen der einzelbetrieblichen Förderung 
wird Transformation der Nutztierhaltung geför­
dert. Förderfähig ist ausschließlich die höchste 

Premiumstufe nach dem höchsten Tierwohl­
standard (20 Prozent über den Vorgaben der 
Tierschutz-Nutztierhaltungsverordnung). Wei­
terhin im Fokus stehen Investitionen zum Um­
welt- und Klimaschutz sowie Emissionsschutz 
bei Tierhaltungen (Förderstufen 40 Prozent 
bis 100 Prozent). 

Stallumbau mit Schwerpunkt Schweine­
haltung 

Das Land Brandenburg hat eine Förderricht­
linie zur artgemäßen Haltung von Schweinen 
in Gruppen auf Stroh erlassen und gewährt 
auf der Grundlage der GAK Zuwendungen 
für die Haltung von Schweinen in Gruppen 
auf Stroh. Unabhängig von der Größe der 
Ställe und der Haltungsform können Schwei­
nezüchtende und -haltende diese Fördermit­
tel in Anspruch nehmen. 

Tierschutzplan 

Ein Großteil der 144 Maßnahmen des Tier ­
schutzplans des Landes Brandenburg konn­
te abschließend bearbeitet werden. Die Um­
setzung von Tierschutz in der Nutztierhaltung 
wird nun auf neue Füße gestellt. Dazu wird 
gemeinsam mit den Akteurinnen und Akteu­
ren der sieben Arbeitsgruppen die Fort­
schreibung des Tierschutzplanes erarbeitet. 

Beratung landwirtschaftlicher Betriebe 
verbessern 

Für landwirtschaftliche Unternehmen werden 
die Beratung gestärkt und Beratungsdienste 
mit einer hohen Qualität geschaffen. Hierzu 
legt das MLUK eine Konzeption vor. Bei der 
betriebsintegrierten Beratung soll insbeson­
dere dann auf einen Eigenanteil der Betriebe 
verzichtet werden, wenn diese zur Steigerung 
der ökologischen Leistungen, zu Klimaschutz 
und Klimaanpassung beziehungsweise zum 
Tierwohl beiträgt. 
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Die Erhöhung der Qualität und der Umfang 
der Beratung soll für die neue Förderperiode 
ab dem Jahr 2023 über ein zweistufiges Ver­
gabeverfahren sichergestellt werden. Dabei 
orientiert sich Brandenburg an etablierten 
Beratungsfördersystemen in anderen Bun­
desländern. Damit verbunden ist auch eine 
vereinfachte Fördermittelausgabe. 

Von August bis September 2021 wurden 35 
Workshops mit insgesamt 120 internen und 
externen Stakeholdern zu den geplanten 
Beratungsschwerpunkten zur Abstimmung 
über fachliche Beratungsinhalte, Beratungs­
modelle (Einzel- oder Gruppenberatung) und 
zur Qualifikation der Beratungsfachkräfte 
durchgeführt. Die mit den Stakeholdern 
abgestimmten 31 Beratungssteckbriefe die­
nen im Rahmen des Vergabeverfahrens 
als Ausschreibungskriterium und Qualitäts­
voraussetzung für die sich bewerbenden 
Beratungsfachkräfte und -organisationen. 
Für Beratungen, die zur Steigerung der öko­
logischen Leistungen, zum Klimaschutz, 
zur Klimaanpassung sowie zum Tierwohl 
beitragen, sind keine zusätzlichen finanziellen 
Aufwendungen der Beratungsnehmenden er­
forderlich. 

Zur Stärkung der Beratungsqualität werden 
zukünftig die Aus- und Weiterbildung von Be­
ratungsfachkräften gefördert. 

Europäische Innovationspartnerschaft 
(EIP) 

Im Jahr 2021 erfolgte ein neuer Aufruf für die 
Einreichung von Projekten nach der Euro­
päischen Innovationspartnerschaft. Ziel der 
EIP ist die Verbesserung der landwirtschaft­
lichen Produktivität und der Nachhaltigkeit 

sowie der schnelle Transfer vielverspre­
chender Ergebnisse in die Fläche. So ist 
auch die Idee zur Richtlinie klimaschonen­
der Wertschöpfungsketten entstanden. Ziel 
ist, durch den Ausbau und die Etablierung 
von regionalen, klima- und umweltschonen­
den Wertschöpfungsketten einen Beitrag 
zum Klimaschutz und zur Anpassung an 
den Klimawandel zu leisten. Die Verfügbar­
keit bei regionalen marktfähigen Produk­
ten und deren Verarbeitung soll verbessert 
werden. 2022, 2023 und 2024 stehen dafür 
jeweils 600.000 Euro zur Verfügung. Das 
EIP-Projekt Biogemüse war hier der Ideen­
geber. 

Sicherung von Grund und Boden 
für eine regional verankerte 
Landwirtschaft 

Der Leitbildentwurf für die Erarbeitung eines 
Agrarstrukturgesetzes wurde in den Jahren 
2020/2021 in einem umfangreichen Beteili­
gungsprozess erarbeitet. Mit Beschluss vom 
19. Januar 2022 hat der Landtag die Landes­
regierung beauftragt, auf dieser Grundlage 
das Brandenburgische Agrarstrukturgesetz 
vorzubereiten. Bis Juni 2022 werden die 
Regelungsvorschläge für die Umsetzung des 
Leitbilds dem Fachausschuss vorgelegt. 

Existenzgründungsprogramm 
für Junglandwirtinnen und 
Junglandwirte 

Ab dem Jahr 2023 ist die Einführung einer 
Richtlinie „Existenzgründungsunterstützung 
für Jung-landwirte“ als investive Maßnahme 
des ELER vorgesehen und im GAP-Strate­
gieplan zur Genehmigung durch die Europäi­
sche Kommission angemeldet. 
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Stärkung des Gartenbaus 

Seit 2018 ist die Gartenbaukonzeption (GBK) 
Grundlage für die Stärkung des Gartenbaus. 

Die GBK gliedert sich in die sieben Hand­

lungsfelder
 
- Beratung,
 
- Fachkräfte und Bildung,
 
- Förderprogramme,
 
- Praxisforschung,
 
- Marken und Vermarktung und Image,
 
- Rechtsgrundlagen und
 

- Risikomanagement.
 

Umgesetzt sind hier die Beratungsrichtlinie
 

und die Projekt-Personalstelle für Nach­

wuchswerbung im Gartenbauverband Berlin-

Brandenburg e.V.. Im Rahmen dieses Projekts
 

werden Themen zur Fachkräftesicherung
 

und -gewinnung bearbeitet, zum Beispiel die
 

Qualitätssicherung der Ausbildung, Netzwerk­

bildung, Workshops für Betriebe und die Ein­

führung der Agrar-Quizz-App zur Prüfungsvor­

bereitung im Gartenbau deutschlandweit.
 

An der Lehr- und Versuchsanstalt für Gar­

tenbau und Arboristik (LVGA) in Großbee­

ren wurde ein neues Modul „Gärtnerischer 


Assistent/Assistentin“ entwickelt. Dabei han­


delt es sich um eine Anpassungsqualifika­
tion, die theoretische und praktische Fach­
kompetenzen vermittelt. Die Möglichkeiten 
für Quereinsteiger in diesen Berufen wurden 
somit wesentlich verbessert. 

Die Richtlinie Einzelbetriebliche Investitions­
förderung (EBI-RL) bietet einen Fördersatz 
von 45 Prozent für Gartenbaubetriebe. 

Mit der Änderung der Brandenburgischen Bau­
ordnung (Erhöhung der genehmigungsfreien 
Gewächshausfläche auf 1.600 Quadratmeter) 
konnten für die Branche Verbesserungen er­
reicht werden. 

Fortgesetzt wurden in der aktuellen Legisla­
turperiode EIP-Projekte mit thematischen Be­
zügen zum Gartenbau. 

Im Juli 2019 wurde die Obstbauversuchssta­
tion Müncheberg an die LVGA angegliedert. 
Damit ist dort das Versuchswesen gesichert 
und wird stetig ausgebaut. 

Das MLUK fördert ein Projekt des Garten­
bauverbands Berlin Brandenburg e.V. mit der 
Bezeichnung „ZukunftGARTENBAU“ mit dem 
Ziel, Image, Anerkennung und Wertschätzung 
der gärtnerischen Branche zu steigern. 
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Brandenburg handelt. 
KLIMA. LEBENSWERT. LAND. 

Ländliche Entwicklung 

Konzepte zur sozialen Dorf­
entwicklung 

Eine finanzielle Unterstützung von Vorhaben 
der sozialen Dorfentwicklung sowie von Dorf­
läden ist über die Richtlinie des MLUK zur 
Gewährung von Zuwendungen für die Förde­
rung der ländlichen Entwicklung im Rahmen 
von LEADER möglich. Mit der zum 1. Januar 
2021 erfolgten Änderung wird neben einer 
umfassenderen Unterstützung von mobilen 
Angeboten der Grundversorgung auch eine 
Unterstützung von Dorfläden mit gastronomi­
schen Angeboten ermöglicht. 

Neben der Nutzung der Mittel des ELER wer­
den gezielt Mittel der Integrierten Ländlichen 
Entwicklung der GAK und des GAK-Sonder­
rahmenplans „Ländliche Entwicklung“ einge­
setzt. 

Aktivitäten zur Einrichtung und zum Betrieb 
von Dorfläden werden auch im Rahmen des 
„Forums ländlicher Raum – Netzwerk Bran­
denburg“ begleitet. Darüber hinaus bietet das 
Forum Dörfern und Gemeinden zu Fragen 
der Dorfentwicklung ein maßgeschneidertes 
Angebot im Rahmen des DorfDialogs an. 

Im Seminar „Fahrplan fürs Dorf“ können Dör­
fer unter fachlicher Begleitung Schritte und 

Strategien für alle wichtigen Handlungsfelder 
der Dorfentwicklung erarbeiten. 

Schwerpunkt Vorbereitung von Landes­
gartenschauen 

Die Vorbereitungen für die Landesgarten­
schau (LAGA) Beelitz 2022 verliefen plan ­
mäßig. Für die Umsetzung der investiven 
Vorhaben wurden neben Eigenmitteln der 
Stadt, auch Mittel der ländlichen Entwick­
lung (LEADER und GAK), des Städtebaus 
sowie der Kultur-, Denkmal- und Tourismus­
förderung eingesetzt. Die Vorbereitung der 
LAGA hat eine interministerielle Arbeits­
gruppe (IMAG LAGA) unter Federführung 
des MLUK begleitet. 

Auswahlverfahren für die 8. LAGA gestartet 

Der Kabinettbeschluss zur Durchführung 
der 8. LAGA im Land Brandenburg im Jahr 
2026 wurde am 2. März 2021 gefasst. Das 
zweistufige Auswahlverfahren mit Aufruf 
zur Interessenbekundung startete am 
24. März 2021. Das Bewerbungsverfahren 
(Stufe 2 – qualifizierte Bewerbung) lief bis 
zum 11. März 2022 (drei Bewerbungen). Im 

2. Quartal 2022 ist die Vergabeentscheidung 
durch das Kabinett vorgesehen, die von der 
IMAG LAGA vorbereitet wird. 

18 
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Brandenburg handelt. 
KLIMA. SCHUTZ. WALD. JAGD. 

Forsten und Jagd 

Neuorganisation des Landesbetriebs 
Forst 

Die Landesregierung hat mit der Kabinetts­
entscheidung zur Neustrukturierung des Lan­
desbetriebs Forst (LFB) die Grundlage für 
den Wald der Zukunft und eine zukunftsfeste 
Forstverwaltung gelegt, um die an sie gestell­
ten Anforderungen erfolgreich bewältigen zu 
können. Ziel der Neustrukturierung des LFB 
und der Strukturreform war auch, den Be­
schäftigten eine langfristige Perspektive in 
einem modernen und tragfähigen Arbeitsum­
feld zu geben. 

Dabei ist es gelungen, die Orte der Wald­
pädagogik nicht nur zu erhalten, sondern auf 
alle Landkreise auszudehnen. Mit der neuen 
Struktur wird auch den Anforderungen des 
Klimawandels an die Forstverwaltung besser 
zu begegnen sein. 

Waldumbau 

Aufgrund der großen Kiefernreinbestände 
kommt dem Waldumbau im Land Branden­
burg eine besondere Rolle zu. Im ersten 
Agrarbericht des Landes aus dem Jahr 1992 
heißt es: „Bestandsgründungsmaßnahmen, 
insbesondere die Erst- und Wiederauf­
forstung, sind gemäß dem Standort auf den 
Aufbau eines nach Baumarten und Alter ge­
mischten Waldes auszurichten.“ Dies zieht 
sich seitdem als roter Faden durch alle 
Fassungen des Landeswaldgesetzes, durch 
Programme und Strategiepapiere, verbun­
den mit dem Anspruch, dass der Staat beim 
Waldumbau aktive Unterstützung leistet. 

Durch die Folgen des Klimawandels nehmen 
die Schäden in den Wäldern durch Trocken­
heit und Schadinsekten zu. Insbesondere 
die Gefährdung der Kiefern durch die nadel­
fressenden Insekten, wie Nonne, Kiefern­
spinner und Kiefernbuschhornblattwespen, 
ist durch den Klimawandel größer geworden. 

Laut letzter Waldinventur im Jahr 2012 sind 
rund 70 Prozent im Oberstand mit Kiefer be­
stockt. Im Unterstand wurden aber bereits 
46 Prozent als Mischbestände definiert. Seit 
1990 wurden zirka 91.500 Hektar aktiv um­
gebaut. Davon entfallen auf die Jahre 2019 
bis 2021 rund 6.100 Hektar. Der aktive Wald­
umbau – auch durch Fördermittel – stößt 
administrativ und finanziell an seine Grenzen, 
ohne nennenswert zur umgebauten Fläche 
beizutragen. Wir brauchen dringend eine 
Waldentwicklung, möglichst mit naturverjüng­
ten oder gesäten Bäumen, da diese deutlich 
widerstandsfähiger sind als gepflanzte. Das 
größte Hemmnis für die Waldentwicklung 
sind jedoch die hohen Wildbestände, die kei­
ne Verjüngung aufwachsen lassen, wie sie für 
eine klimastabile Waldentwicklung notwendig 
wäre. Die Ergebnisse der 3. Bundeswald­
inventur attestieren Brandenburg bundesweit 
den höchsten Anteil verbissener Jungpflan­
zen im Wald. 

Um eine verlässliche Zahlengrundlage für die 
Diskussion mit Jägerinnen, Jägern und unte­
ren Jagdbehörden zu haben, wird gegenwär­
tig ein Verbiss- und Verjüngungsmonitoring 
für den Gesamtwald etabliert. 

In den Jahren 2020 und 2021 hat das Landes­
kompetenzzentrum Forst Eberswalde anhand 
einer Stichprobe auf 406 Flächen den Erfolg 
der bisherigen Waldumbaumaßnahmen un­
tersucht. Im Ergebnis wird auf 64 Prozent der 
untersuchten Flächen der Waldumbau als 
„ausgesprochen gut gelungen“ und „gelun­
gen“ eingeschätzt, 16 Prozent sind „bedingt 
gelungen und acht Prozent „nicht gelun­
gen“. Auf der Grundlage der Untersuchungs­
ergebnisse wurden waldbauliche und forst­
politische Empfehlungen ausgesprochen. Als 
Grundlage für den zukünftigen Waldumbau 
wurde eine Baumarteneignungstabelle erar­
beitet, die auch ein Portfolio an bislang wenig 
beachteten Nebenbaumarten (zum Beispiel 
Birke, Hainbuche) beinhaltet. 
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Um das Risiko des Klimawandels zu streuen 
werden bis zu fünf Baumarten empfohlen. 
Bei geförderten Pflanzmaßnahmen müssen 
mindestens drei Baumarten ausgewählt wer­
den. 

Um die Waldbesitzerinnen und Waldbesitzer 
für die Gefahren des Klimawandels zu sen­
sibilisieren und den Waldumbau zu forcieren, 
wurde 2020 durch den Landesbetrieb Forst 
eine Beratungskampagne gestartet. 

Novelle des Landesjagdgesetzes 

Am 4. März 2022 hat das MLUK einen 
Referentenentwurf für ein neues Jagdgesetz 
für das Land Brandenburg dem Landesjagd­
beirat und den Verbänden vorgelegt. Zentra­
les Anliegen ist hierbei die Verbesserung des 
Tierschutzes, die Entbürokratisierung und die 
Stärkung der Eigentümerrechte in der Land- 
und Forstwirtschaft. 

Tatkräftige Unterstützung 
bei der Bekämpfung der Afrikanischen 
Schweinepest (ASP) 

Mit einer Vielzahl von Maßnahmen des MLUK 
wird die Jägerschaft des Landes Branden­
burg dabei unterstützt, die Jagdstrecke beim 
Schwarzwild zu steigern und damit die Aus­
wirkungen eines ASP-Ausbruchs zu begren­
zen: 

Um dem erhöhten Bejagungsaufwand Rech­
nung zu tragen, wurde eine landesweite 
Prämie in Höhe von 50 Euro pro erlegtem 

Stück Schwarzwild eingeführt. Innerhalb 
von drei Jahren erhielten Jägerinnen und 
Jäger in diesem Zusammenhang insgesamt 
3,3 Millionen Euro. Seit dem 1. April 2021 
fokussiert sich diese Prämie auf die Repro­
duktionsträger unter den Wildschweinen: Der 
Aufwand für die Erlegung von mindestens 

einjährigen Bachen wird seitdem mit 80 Euro 
pro Stück entschädigt. 

Um den Jägerinnen und Jägern für ein 
entsprechendes Handeln die notwendige 
Rechtssicherheit bei der Jagdausübung zu 
geben, wurde eine mit der Veterinärverwal­
tung abgestimmte Definition einer führenden 
und damit nach Bundesjagdgesetz (BJagdG) 
geschützten Bache festgelegt. In den von 
ASP betroffenen brandenburgischen Land ­
kreisen wurde das Betreiben von Saufängen 
im Rahmen eines Anzeigeverfahrens (statt 
Genehmigung) ermöglicht. Der Praxisleit­
faden zum Betreiben von Saufängen wurde 
kürzlich aktualisiert und steht für interessierte 
Jagdausübungsberechtigte auf der Website 
des MLUK zum Download bereit. Seit vielen 
Monaten schulen zudem mehrere Mitarbeiter 
des Landesforstbetriebs (LFB) Behörden und 
interessierte Jagdausübungsberechtigte im 
effizienten und tierschutzgerechten Einsatz 
von Saufängen. Dieses Engagement geht 
inzwischen auch über die Grenzen Branden­
burgs hinaus. 

Bereits seit dem ersten Ausbruch der ASP 
im September 2020 unterstützt der LFB die 
betroffenen Landkreise bei den verschiede ­
nen Maßnahmen der Tierseuchenbekämp­
fung. Am 1. Dezember 2021 nahmen zwei 
Berufsjäger ihren Dienst im LFB auf, um 
sich explizit mit der Entnahme des Schwarz­
wildes auf Verwaltungsjagdflächen innerhalb 
bestehender ASP-Restriktionsgebiete zu be­
fassen. 

Zur Unterstützung der Jägerschaft bei der 
Verwertung von Schwarzwild in den ASP-
Restriktionsgebieten wurde dem Landes­
jagdverband Brandenburg die Beschaffung 
von sieben Kühl- und Zerwirkräumen zu 95 
Prozent aus Mitteln der Jagdabgabe geför­
dert. Die Fördersumme betrug 189.000 Euro. 
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Wasser und Bodenschutz
 

Brandenburg handelt. 
KLIMA. SCHUTZ. WASSER. 

Moorschutz ist Programm 

Das seit 2016 laufende Förderprogramm zur 
Moor schonenden Stauhaltung wird auch in 
der neuen GAP­Förderperiode ab 2023 an­
geboten und weiter ausgestaltet (Erhöhung 
der Anzahl der förderfähigen Staustufen). Im 
Bereich der Agrarumwelt- und Klimamaßnah­
men werden die Förderungen zur Beweidung 
bestimmter Standorte fortgeführt und bei 
Moorschutz eingeführt. 

Gemäß Landtagsbeschluss vom 14. Mai 2021 
ist das MLUK aufgefordert, das 10­Punkte­
Programm „Eckpunkte für den Moorschutz 
in Brandenburg“ zu einem Moorschutz­
programm weiter zu entwickeln und mit zu­
sätzlichen Zielen zu untersetzen. Das Moor­
schutzprogramm liegt im Entwurf vor. Die 
Endfassung erfordert eine Synchonisierung 
mit dem Klimaplan, der noch in Bearbeitung 
ist (siehe Abschnitt Klimaplan). 

Klima-/Moorschutz-investiv 

Für die, auf der Grundlage des Zukunftsin­
vestitionsfonds-Errichtungsgesetzes (ZIFoG) 
finanzierten Förderrichtlinie „Klima­/Moor ­
schutz­investiv“ stehen 15,6 Millionen Euro 
für den Zeitraum von sechs Jahren zur Ver­
fügung. Die Förderrichtlinie soll im 1. Quartal 
2022 inkraftgesetzt werden. 

Die Richtlinie umfasst die Renaturierung von 
Mooren, die Unterstützung der Bewirtschaf­
tungsumstellung, insbesondere durch Förde­
rung standortangepasster Bewirtschaftungs­
verfahren, die Erprobung und Einführung 
von dezentralen Verwertungsverfahren für 
Biomasse aus Feucht- und Nassstandorten, 
Investitionen in die Anpassung eines klima­
beziehungsweise moorschonenden Stau­
managements, Information und Beratung 
bei der Umsetzung der geförderten Maßnah­
men. 

Im Moorbodenschutz betritt Brandenburg mit 
der Förderung des Wasserrückhalts von 40 bis 
50 Zentimeter unter Flur sowie einer Förderung 
von moorangepasster Nutzung wie Beweidung 
oder Paludikultur auf Äckern neue Wege. 

Klima-/Moorschutz auf Flächen des Landes 

Für das im Rahmen des Sondervermögens 
„Zukunftsinvestitionsfonds des Landes Bran­
denburg“ (ZIFoG) finanzierte Projekt „Klima­/ 
Moorschutz auf Flächen des Landes“, mit 
dem das LfU im Dezember 2020 gestartet ist, 
stehen 7,2 Millionen Euro für den Zeitraum 
von sechs Jahren bereit. Ziel des Projekts 
ist, auf Landesflächen sowie auf den um­
liegenden Flächen des hydrologischen Ein­
zugsgebietes, Umstellungsprozesse in der 
Landbewirtschaftung hin zu einer klima- und 
moorschonenden Bewirtschaftung zu ini­
tiieren und zu unterstützen. 

Für das Vorhaben wurde ein Dienstleister 
beauftragt, der in zehn ausgewählten Projekt­
gebieten, die Vorbereitung und Umsetzung 
von Investitionsmaßnahmen in ein klima­
und moorschonendes Wassermanagement 
koordiniert. In acht der zehn Projektgebiete 
wurden erste Maßnahmen umgesetzt: Daten­
recherche, Pegelsetzungen, Probestaue so­
wie Kommunikationsprozesse mit den Flä­
chennutzern und Flächeneigentümern. 

Luchgebiete bewahren 

Im Dezember 2021 hat das Bundesumweltmi­
nisterium nach zweijähriger Vorbereitungszeit 
dem LfU für das Bundespilotprojekt „Branden­
burgs Luchgebiete klimaschonend bewahren 
- Initiierung einer moorerhaltenden Stauhal­
tung und Bewirtschaftung“ für einen Zeitraum 
von zehn Jahren 9,3 Millionen Euro bewilligt. 
In drei Pilotprojektgebieten soll die Umstellung 
auf moorerhaltende landwirtschaftliche Nut­
zung von Niedermoorflächen erprobt werden. 
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Im Jahr 2022 wird mit der Besetzung der 
Projektstellen begonnen. In den Projekt­
gebieten werden Versuchsflächen für nasse 
Moorbewirtschaftung (Paludikulturen) ein­
gerichtet sowie eine Beratungsstelle für 
die nachhaltige Moorbewirtschaftung und 
Vermarktung der Moorbiomasse. Wichti­
ger Forschungspartner in diesem Projekt ist 
das Leibniz-Institut für Agrartechnik und Bio­
ökonomie e.V. (ATB), das sich vor allem mit 
der Entwicklung und Erprobung von Wert­
schöpfungsketten und Bewirtschaftungsver­
fahren beschäftigt. 

Landesniedrigwasserkonzept erarbeitet 

Das Land Brandenburg hat nach den 
Trockenjahren 2018 und 2019 begonnen, 
mit dem Landesniedrigwasserkonzept eine 
umfassende Strategie zu erarbeiten: Das 
Niedrigwasserkonzept enthält eine Vielzahl 
von Einzelmaßnahmen die einerseits dem 
Management von Niedrigwasserereignissen 
und andererseits der Vorsorge vor solchen 
Ereignissen dienen. Das Konzept konnte 
im Februar 2021 fertiggestellt werden. Ein 
Büro wurde Ende 2021 beauftragt, um das 
Konzept in den 16 Flussgebieten gemeinsam 

mit den regionalen Akteuren zu organisieren, 
zu koordinieren und umzusetzen. 

Mit dem Niedrigwasserkonzept Mittlere Spree 
wurde Ende September 2021 das erste fluss­
gebietsbezogene Niedrigwasserkonzept fertig­
gestellt. Das LfU hat das Konzept in enger 
Zusammenarbeit mit den in dem Gebiet zu­
ständigen unteren Wasserbehörden und Ge­
wässerunterhaltungsverbänden erarbeitet. 

Klimaanpassung und Landschafts­
wasserhaushalt 

Die Optimierung der Fördermöglichkeiten für 
investive Vorhaben zur Verbesserung des 
Landschaftswasserhaushalts und wasserwirt­
schaftliche Maßnahmen der Klimaanpassung 

werden für die kommende GAP-Förderperiode 
vorbereitet. Weiterhin werden die Förderver­
fahren für Vorhaben zur Verbesserung des 
Landschaftswasserhaushalts im Hinblick auf 
Effizienz und Vereinfachung optimiert. 

Das Gesamtkonzept zur Anpassung an den 
Klimawandel im Politikfeld Wasser wurde 
am 1. März 2022 dem Kabinett vorgelegt. 
Es wird in die ressortübergreifenden Klima­
anpassungsstrategien als Handlungsfeld 
Wasser eingehen und weiterentwickelt. 

Klimaangepasste Wasserversorgungs­
planung 

Das LfU hat zum 21. März 2022 das Dokument 
„Wasserversorgungsplanung Brandenburg 
– Sachlicher Teilabschnitt mengenmäßige 
Grundwasserbewirtschaftung“ veröffentlicht. 
Für die Ermittlung von Trends der Grundwas­
serstände wurden Daten von 1.250 Grund­
wassermessstellen ausgewertet, für die 
mindestens 30jährige Jahresreihen zur Ver­
fügung stehen. Seit den 1970er Jahren sind 
vor allem in den Hochflächenbereichen wie 
dem Fläming oder im Barnim, in der Prignitz 
und auf dem Teltow fallende Trends der 
Grundwasserstände zu verzeichnen. In den 
Niederungsbereichen überwiegen noch die 
Flächen ohne negativen Trend. 

Das LfU hat darüber hinaus für die 73 Branden­
burger Grundwasserbilanzgebiete untersucht, 
welche Grundwasservorräte vorhanden sind. 
Neben dem natürlichen Grundwasserdargebot 
wurde auch das verfügbare Grundwasser­
dargebot ermittelt, das nach Berücksichtigung 
der bekannten Grundwasserentnahmen noch 
für die Nutzung zu Verfügung steht. 

Das Klimaszenario für den Zeitraum von 
2031 bis 2060 lässt erwarten, dass zukünf­
tig weniger Grundwasser neugebildet wird. 
Um diesem Szenario Rechnung zu tragen, 
werden die Grundzüge für die Entwicklung 
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eines Klimawandelabschlags auf das ver­
fügbare Grundwasserdargebot skizziert, der 
bei der Ausschöpfung von diesem berück­
sichtigt werden muss. Es ist geplant, diesen 
Abschlag im Jahr 2022 bei der wasserrecht­
lichen Zulassungspraxis zu berücksichtigen. 

Flussgebietsbewirtschaftung Spree, 
Schwarze Elster und Lausitzer Neiße 

Der Beschluss des Landtags Branden­
burg „Eine klare Zukunft für die Spree-Ge­
samtstrategie umsetzen und Wasserhaushalt 
sichern“ (Drucksache 7/2871­B) fordert unter 
anderem die Weiterentwicklung der Flussge­
bietsbewirtschaftung der Flussgebiete Spree 
und Schwarze Elster als zentrale, moderne 
und effiziente Organisationsstruktur. 

Die länderübergreifende Flussgebietsbewirt­
schaftung wird seit 1999 über die AG FGB 

(Flussgebietsbewirtschaftung Spree, Schwar­
ze Elster und Lausitzer Neiße) organisiert. Die 
Arbeitsgruppe dient als Informationsplattform 
für den Austausch der Behörden in der Re­
gion, bearbeitet spezifische bergbaurelevante 
Fragestellungen und nimmt vollzugsrelevante 
Abstimmungen vor, zum Beispiel die Festle­
gung der länderübergreifenden Bewirtschaf­
tungsgrundsätze, welche die Verteilung des 
verfügbaren Wassers regeln. 

Vor dem Hintergrund des beschlossenen vor­
zeitigen Ausstiegs aus der Braunkohleverstro­
mung und des damit verbundenen Struktur­
wandels sowie mit Blick auf die Folgen des 
Klimawandels wurde die Neustrukturierung 
der AG FGB initiiert. Die Neustrukturierung hat 
das Ziel, die Arbeiten in der AG FGB hinsicht­
lich der zukünftigen Herausforderungen zu er­
weitern, die länderübergreifende Zusammen­
arbeit mit Berlin und Sachsen zu vertiefen, die 
Prozesse innerhalb der AG FGB zu optimieren 
sowie die in der AG FGB getroffenen Entschei­
dungen durch klare Entscheidungsbefugnisse 
der beteiligten Fachministerien zu stärken. 

Grundwasserbewirtschaftung 
in der Lausitz optimieren 

Auf Grundlage der Entschließung des Bun­
destags zum Kohleausstiegsgesetz wur­
de auf Initiative Brandenburgs eine Bund­
Länder-Arbeitsgruppe gegründet. 

Danach soll ein Grundwassermodell Lausitz 
(GWM Lausitz) als maßgebliche Grundlage 
und Kernelement für die übergreifende 
Grundwasserbewirtschaftung im Struktur­
wandel neu aufgebaut werden. Bereits 
heute lässt sich vermuten, dass das GWM 
Lausitz eine Fläche von mehr als 5.000 
Quadratkilometerrn zu umspannen hat. Im 
Rahmen der Arbeitsgruppe wurde ein Grob­
konzept zur Erstellung eines Grundwasser­
modells Lausitz im Oktober 2021 endabge­
stimmt. 

Verbesserter Hochwasserschutz 
an Brandenburgs Flüssen 

Im Hochwasserschutz wurden in den Jah­
ren 2020 und 2021 wichtige Vorhaben an 
der Elbe in der Prignitz sowie bei Mühlberg, 
an der Oder in der Uckermark sowie an der 
Lausitzer Neiße in Guben umgesetzt. An der 
Oder sind 85 Prozent der zu erweiternden 
beziehungsweise neu zu bauenden Deiche 
umgesetzt; an der Elbe im Landkreis Prignitz 
sind es etwa 99 Prozent. 

An der Elbe konnten die gesamten Hoch­
wasserschutzmaßnahmen für Breese sowie 
den Altstadtbereich der Stadt Wittenberge 
erfolgreich abgeschlossen werden. Darüber 
hinaus werden prioritäre Deichbaumaßnah­
men in innerstädtischen Bereichen wie bei­
spielsweise die EFRE geförderte Maßnahme 
Hochwasserschutz Frankfurt (Oder) Uferpro­
menade umgesetzt. Die Hochwasserschut­
zinvestitionen des Landes werden aktuell 
und künftig stärker auf die Schwarze Elster 
konzentriert. 
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An der Schwarzen Elster laufen aktuell be­
reits zahlreiche Planungen für den Schutz 
der Ortslagen von Senftenberg, Elster­
werda, Bad Liebenwerda und Herzberg so­
wie von Ortrand an der Pulsnitz. Das erste 
Teilobjekt für den Hochwasserschutz von 
Herzberg wird voraussichtlich 2024 in die 

bauliche Umsetzung gehen. Neben dem 
Schutz der Ortslagen ist ein Schwerpunkt 
des Landes die Umsetzung des im Nationa­
len Hochwasserschutzprogramm (NHWSP) 
gemeldeten Verbundprojekts „Deichrückver­
legungen Schwarze Elster“. 

Im Nationalen Hochwasserschutzprogramm 
konnten in 2021 die Vorhaben „Optimierte 
Nutzung der Havelpolder“ und „Havelstau­
regime“ abgeschlossen werden. Damit liegt 
eine wesentliche Grundlage für eine verbes­
serte Steuerung des für die Elbe sehr wich­
tigen Hochwasserrückhaltesystems in der 
Unteren Havel vor. Aktuell befindet sich ein 
weiteres für die Elbe wichtiges länderüber­
greifendes Großprojekt mit dem Flutungs­
polder Lenzer Wische in Erarbeitung. 

Hochwasserrisikomanagementpläne 
aktualisiert 

Am 22. Dezember 2021 waren die länder­
übergreifend erarbeiteten Hochwasser­
risikomanagementpläne (HWRM-Pläne) für 
die Flussgebiete Elbe und Oder aktualisiert 
und veröffentlicht. Diese bilden die Hand­
lungsgrundlage für die gesamte Hochwas­
servorsorge und den Hochwasserschutz für 
den Zeitraum 2022 bis 2027. 

Aktualisiert sind auch die Bewirtschaftungs­
pläne und Maßnahmenprogramme zur Ge­
wässerbewirtschaftung bis 2027. Damit lie­
gen neue behördenverbindliche Grundlagen 
und Festlegungen zur Erreichung des guten 
Zustandes der oberirdischen Gewässer und 
des Grundwassers vor, deren Umsetzung in­
tensiviert wird. 

Vorsorge zur Bewältigung von Stark­
regen-Ereignissen 

Das MLUK unterstützt die Starkregenvor­
sorge der Kommunen mit der Bereitstellung 
von Daten, Fachwissen und Fördermitteln. 

Die Richtlinie zur Förderung von Risiko­
analysen und der daraus abgeleiteten Maß­
nahmen zur Starkregen-Risikominderung 
durch die Kommunen ist in Arbeit und soll im 
Jahr 2023 in Kraft treten. 

Eine überarbeitete Internetseite enthält zahl­
reiche Links zu weiterführenden Materialien. 
Der Download von Geofachdaten des Lan­
des Brandenburg und von meteorologischen 
Daten des Deutschen Wetterdienstes ist 
möglich. 

Planungsklarheit für weitere Über­
schwemmungsgebiete 

In der ersten Hälfte der Legislaturperiode 
wurden die Überschwemmungsgebiete 
des Großen Havelländischen Hauptkanals, 
der Dahme und der Ucker festgesetzt. Das 
Überschwemmungsgebiet der Havel im 

Gebiet der Stadt Brandenburg wurde vor­
läufig gesichert. Das Verfahren zur Fest­
setzung des Überschwemmungsgebiets 
der Oberen Spree von der Landesgrenze 
Sachsen bis zum Schwielochsee ist einge­
leitet und läuft zurzeit. Fachlich vorbereitet 
sind die Verfahren zur Festsetzung der Über ­
schwemmungsgebiete der Unteren Oder 
und der Havel. 

In den festgesetzten Überschwemmungs­
gebieten gelten eine Reihe besonderer 
Schutzvorschriften, die insbesondere ge­
währleisten sollen, dass sich das Schaden­
spotenzial durch die Errichtung neuer Gebäu­
de und Anlagen oder andere wertsteigernde 
Flächennutzungen nicht erhöht. 
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KLIMA. SCHUTZ. 
Brandenburg handelt. 

Technischer Umweltschutz
 

Tesla genehmigt 

Mit dem Genehmigungsverfahren für die Fahr­
zeugproduktion von Tesla standen die Behör­
den des Landes vor einer großen Heraus­
forderung. Durch das große Engagement der 
Beteiligten aller Ebenen konnte hier eines 
der größten deutschen Industrievorhaben der 
letzten Jahre innerhalb von weniger als zwei 
Jahren zugelassen werden. Hierzu gehör­
ten elf nach Bundesimmissionsschutzgesetz 
(BImschG) genehmigungsbedürftige Indus­
trieanlagen und zusätzliche Nebenanlagen 
wie eine Batteriezellfertigung. 

Insbesondere, weil das Vorhaben im lau­
fenden Genehmigungsverfahren zweimal 
grundlegend überarbeitet wurde, ist die 
Leistung der immissionsschutzrechtlichen 
Genehmigungsbehörde und der 14 betei­
ligten Fachbehörden hoch einzuschätzen. 
Da Tesla sehr an einer schnellen Errichtung 
der Anlagen interessiert war, beinhaltete das 
Verfahren auch eine Vielzahl von Zulassun­
gen für einen vorzeitigen Maßnahmebeginn 
nach Paragraf 8a BImSchG. Erschwerend 
wirkten sich auf das Verfahren zusätzlich die 
Einschränkungen infolge der Covid­19­Pan­
demie aus. 

Das Tesla-Genehmigungsverfahren ist, wie 
Minister Vogel bei der Übergabe des Be ­
scheids am 4. März 2022 betont hat, „in mehr ­
facher Hinsicht ein ungewöhnliches Verfah­
ren. Durch das LfU wurde in vergleichsweise 
kurzer Zeit nicht nur eine Fabrik, sondern ein 
ganzes Industriegebiet mit mehreren Groß­
anlagen und wiederholter Öffentlichkeitsbe ­
teiligung geprüft und genehmigt. Den Mitar­
beiterinnen und Mitarbeitern im Landesamt 
sowie in den weiteren beteiligten Behörden 
gilt mein großer Dank: Als leistungsstarke 
Landesverwaltung haben sie sich auch unter 
dem Druck eines großen öffentlichen Inter ­
esses jederzeit auf die fachlichen Anforde­
rungen, das hohe Schutzniveau der Umwelt, 

den Schutz der Allgemeinheit und der Nach­
barschaft vor Gefahren und unzumutbaren 
Belästigungen sowie die Rechtssicherheit 
des Verfahrens konzentriert.“ 

Altlastensanierung für mehr Bodenschutz 

Mit ZifoG-Mitteln soll die Erkundung und 
Sanierung von schwerwiegenden Grund­
wasserkontaminationen mit leichtflüchtigen 
Chlorkohlenwasserstoffen (LCKW) infolge 
von Altlasten finanziell gefördert werden. 

Die bisher festgelegten Pilotprojekte sind die 
Sanierungsplanung und Sanierung „Quellen­
sanierung LCKW-Grundwasserschaden ehe­
malige Chemische Reinigung in Lübbenau/ 
Spreewald“ sowie die Gefährdungsabschät­
zung für die Trinkwasserfassung Lübbenau 
und Planung von Sicherungsmaßnahmen 
und Sicherung der LCKW­Schadstofffahne, 
um die Schadstoffausbreitung in Richtung 
der Trinkwasserfassung Lübbenau in einem 
konkret zu bestimmenden Maße (Einhaltung 
einer Maximalkonzentration von LCKW und 
VC in den Trinkwasserbrunnen gemäß Trink­
wasserverordnung) zu verhindern bezie­
hungsweise zu reduzieren. 

Entsiegelungsstrategie als Beitrag 
zur Verringerung des Flächenverbrauchs 

Anfang Oktober 2021 erfolgte die Vergabe 
des Gutachtens: „Entsiegelung von Böden 
als Beitrag zur Minimierung des Flächenver­
brauchs und zum Klimaschutz, insbesondere 
unter den Anforderungen des Klimawandels 
und der Klimaanpassung - Erarbeitung von 
Grundlagen für eine Entsiegelungsstrategie 
im Land Brandenburg“ an ein Ingenieurbüro. 
Im Gutachten werden Inhalte für eine Entsie­
gelungsstrategie aus der speziellen branden­
burgischen Situation und den im Projekt be­
werteten Unterlagen dargestellt sowie mit 
inhaltlichen Schwerpunkten und unter Benen­
nung der verschiedenen Akteure untersetzt. 

25 
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Entsprechend den vielfältigen Rechtsgrund­
lagen für die Thematik verteilen sich bei der 
weiteren Erarbeitung einer Entsiegelungs­
strategie die Ressortzuständigkeiten auf die 
Geschäftsbereiche verschiedener oberster 
Landesbehörden. 

Digitalisierung immissionsschutz­
rechtlicher Genehmigungsverfahren 

Tesla, die Pandemie und die Vorgaben aus 
dem Onlinezugangsgesetz (OZG) haben 
als Katalysatoren für die Beschleunigung 
der Digitalisierung immissionsschutzrecht­
licher Genehmigungsverfahren gewirkt. 
Gleichzeitig profitiert das MLUK von der 
frühzeitigen Beteiligung bei der Entwicklung 
der „Elektronischen immissionsschutzrecht­
lichen Antragsstellung“ (ELiA) im Rahmen 
einer Länderkooperation. ELiA ist damit ein 
Leuchtturmprojekt mit Vorbildcharakter im 
Bereich der Digitalisierung. 

Die Weiterentwicklung zur modernisierten 
Version ELiA 3.0 als Web­Anwendung erfolgt 
als EfA (Einer für Alle)-Projekt mit Mitteln aus 
dem OZG unter besonderer Berücksichti­
gung der Barrierefreiheit. 2022 wird ein erster 
Prototyp durch die mit der Software beauf­
tragte Firma vorgelegt. 

Langfristig ist die Einführung der Partizipati­
onsplattform BOB-SH geplant. BOB-SH ist 
eine für das Land Schleswig-Holstein entwi­
ckelte Web-Anwendung, die die Behörden-
und Öffentlichkeitsbeteiligung bei Verfahren 
für die Bauleitplanung digital abbildet. Als 
Zwischenlösung wird derzeit auch beim Ge­
nehmigungsverfahren für Tesla Dialog BB zur 
Kommunikation mit dem Antragsteller genutzt. 

Lärmschutz am BER 

Einen besonderen Schwerpunkt stellt weiter­
hin die Lärmaktionsplanung in der Flug­
hafenregion Berlin Brandenburg (BER) dar. 
Als Grundlage für die Lärmaktionsplanung 
erarbeitet das MLUK mit den Kommunen bis 
zum 18. Juli 2024 einen Rahmenplan zur Lär­
maktionsplanung (Teilaspekt Fluglärm). Hier­
zu erfolgt zurzeit in einem ersten Schritt mit 
gutachterlicher Unterstützung und in enger 
Abstimmung mit dem Land Berlin die Umge­
bungslärmkartierung. Der Abstimmungspro­
zess mit den Kommunen hinsichtlich der Rah­
menplanung hat ebenfalls bereits begonnen. 
In weiteren Schritten werden im Laufe dieser 
Legislaturperiode die Lärmkartierung des 
Betriebszustands als 10­Jahres­Prognose 
und die darauf aufsetzende Neufestsetzung 
des Lärmschutzbereiches gemäß dem Ge­
setz zum Schutz gegen Fluglärm folgen. Die 
Vorhaben sind Bestandteil des Koalitions­
vorhabens „Gemeinsamer strategischer Ge­
samtrahmen Hauptstadtregion“. 

Luftqualität in Städten 

Mit der zweiten Fortschreibung des Luft­
reinhalteplans für die Landeshauptstadt 
Potsdam konnte die Grenzwerteinhaltung 
dauerhaft gesichert werden. Zurzeit erfolgt 
mit gutachterlicher Unterstützung die Evalu­
ierung der hierzu festgesetzten Maßnahmen. 
Zusammen mit bereits erfolgten Evaluierun­
gen in weiteren Städten des Landes soll für 
Brandenburg die Einbeziehung in ein laufen­
des Klageverfahren der EU-Kommission ge­
gen die Bundesrepublik Deutschland wegen 
Überschreitungen der Immissionsgrenzwerte 
für Stickstoffdioxid verhindert werden. 
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Abfälle vermeiden 

Die Bemühungen der Landesregierung zur 
Vermeidung von Abfall wurden weiter aus­
gebaut. So fanden im Oktober 2020 und 2021 
das 1. beziehungsweise 2. Brandenburger 
Forum zur Abfallvermeidung statt, die den 
Brandenburger Akteurinnen und Akteuren im 
Bereich Abfallvermeidung eine Plattform zum 
Informationsaustausch boten. 

Für einen besseren Umgang mit Kunststoffen 
hat das MLUK im Oktober 2020 einen 
7­Punkte­Plan veröffentlicht. Eine der ersten 
Maßnahmen war der Leitfaden zur Einrich­
tung eines regionalen Pfandsystems. 

Mit der Einrichtung einer Beratungs- und Ver­
netzungsstelle Verpackungsreduktion (BVVB) 
an der Hochschule für nachhaltige Entwick­
lung Eberswalde (HNEE) wurde ein weiterer 
Punkt des 7­Punkte­Plans im April 2021 um­
gesetzt. Aufgabe der BVVB ist, tragfähige und 
praxistaugliche Lösungen zur Verpackungs­
reduktion insbesondere im Bereich der regio­
nalen Wertschöpfung im Land Brandenburg 
zu entwickeln und den relevanten Akteurin­
nen und Akteuren als Beratungs- und Vernet­
zungsstelle dazu zu dienen. 

Beseitigung illegaler Abfalllager 

Die Beräumung beziehungsweise Sanierung 
und Vorbeugung illegaler Abfalllager und 
illegaler Abfallentsorgungen in Tagebauen 
sind wichtige Anliegen der Landesregierung 
und Gegenstand des politischen und öffent­
lichen Diskurses. 

Das MLUK und das Ministerium für Wirt­
schaft, Arbeit und Energie (MWAE) haben 
im November 2020 einen Bericht zur Fort­
entwicklung der Strategie zur Beräumung be­
ziehungsweise Sanierung und Vorbeugung 
illegaler Abfalllager und illegaler Abfallent­
sorgungen in Tagebauen vorgelegt. Er enthält 

eine Zusammenfassung über den aktuellen 
Stand der Beräumungen beziehungsweise 
Sanierungen sowie eine aktualisierte Rangfolge 
für die Priorisierung zukünftiger Beräumungs­
beziehungsweise Sanierungsprojekte. 

Die Beräumungsplanung und Informationen 
zum Stand der Beräumung illegaler Abfall­
lager werden aktuell und im Folgenden 
jährlich aktualisiert. In diesem Jahr wird die 
Beräumung des Abfalllagers in Blumenhagen 
abgeschlossen und die Beräumungen des 
Abfalllagers in Luckenwalde fortgesetzt. 

Der abfallrechtliche Vollzug im LfU wurde mit 
drei Nachwuchsstellen gestärkt. Außerdem 
wurde der Erlass zu Sicherheitsleistungen 
bei Abfallentsorgungsanlagen am 12. Juni 
2020 aktualisiert und ein Rundschreiben zur 
Bekämpfung von illegalen Abfalllagern am 
21. Juli 2021 veröffentlicht, das die behörd­
liche Vorgehensweise konkretisiert. 

Bekämpfung illegaler Abfallentsorgung 

Neben der Beseitigung von illegalen Abfall­
lagern, geht es auch darum, die Entstehung 
neuer illegaler Abfalllager zu verhindern 
beziehungsweise zu verringern. 

Das MLUK hat mit dem Ministerium für Inneres 
und Kommunales (MIK) das Gemeinsame 
Rundschreiben zur Bekämpfung illegaler Ab­
fallentsorgung im Zusammenhang mit Abfall­
lagern vom 21. Juli 2021 abgestimmt. Ziel war, 
die illegale Entsorgung in Abfalllagern zu ver­
ringern. Es wird insbesondere auf geeignete 
immissionsschutz-, abfall- und bauaufsichts­
rechtliche Instrumente in Genehmigungsver­
fahren und bei der Überwachung hingewiesen 
und deren Anwendung erläutert. 

Darüber hinaus wurde überprüft, wie die bun­
des- und landespolitischen Instrumente wei­
ter genutzt werden können, um die zu hinter­
legenden Sicherheitsleistungen zu erhöhen. 
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Mit der Zweiten Änderung des Erlasses zu 
Sicherheitsleistungen bei Abfallentsorgungs­
anlagen vom 12. Juni 2020 wurde das 
Instrument zur Erhebung der Sicherheitsleis­
tung bei immissionsschutzrechtlich genehmi­
gungsbedürftigen Abfalllagern optimiert, das 
heißt die Berechnung der zu besichernden 
Kosten vervollständigt, und die Wahl der 
Sicherungsmittel entsprechend der aktuellen 
Rechtsprechung konkretisiert, dabei die 
Konzernbürgschaft ausgeschlossen. 

Herausforderungen der Klärschlamm­
entsorgung 

Um die kommunalen Klärwerksbetreiber 
zu unterstützen, hat das MLUK ein exter­
nes Gutachterbüro damit beauftragt, eine 
gutachterliche Analyse für ein Konzept zur 
Klärschlammentsorgung und Phosphorrück­
gewinnung im Land Brandenburg zu erstellen. 

Im Rahmen dieses Projekts erfolgte in den 
vergangenen Monaten eine umfassende 
Bestandsaufnahme der aktuellen und künf­
tigen Entsorgungssituation für Klärschläm­
me aus dem Land Brandenburg sowie zur 
Phosphorrückgewinnung. Daraus werden in 
einem zweiten Schritt konkrete Maßnahmen 
abgeleitet und geeignete Handlungsoptionen 

empfohlen. Die Ergebnisse sollen mit den 
Klärwerksbetreibenden im Land Branden­
burg und weiteren relevanten Akteurinnen 
und Akteuren in einem Workshop diskutiert 
und im Anschluss veröffentlicht werden. 

Deponiekapazitäten sichern 

Die Deponiekapazitäten in Brandenburg sind 
in absehbarer Zeit erschöpft. Im Rahmen der 
aktuellen Erarbeitung des neuen Abfallwirt­
schaftsplans (AWP) wird dieser hinsichtlich 
der Ziele und Grundsätze der Raumordnung 
bewertet. Erstmals wird die Erarbeitung eines 
AWP mit einer Strategischen Umweltprüfung 
unterlegt und damit auch eine Öffentlichkeits­
beteiligung sichergestellt. Ein transparentes 
Verfahren im Rahmen einer strategischen 
Umweltprüfung für Deponien wird durch­
geführt, bereits angemeldete Vorhaben wer­
den einbezogen. 

Bußgeldkatalog überarbeitet 

Mit der Novelle des Bußgeldkatalogs für das 
Abfall- und Immissionsschutzrecht wurden 
die Bußgeldtatbestände des Immissions­
schutz- und Abfallrechts aktualisiert und ver­
schärft. Somit kann die illegale Abfallentsor­
gung besser verfolgt werden. 
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KLIMA. SCHUTZ. 
Brandenburg handelt. 

Auf dem Weg in eine klimaneutrale 
Verwaltung 

Zur Unterstützung der Nachhaltigkeits­
bestrebungen im Land Brandenburg soll im 
MLUK beispielgebend ein Umweltmanage­
mentsystem (UMS) nach EMAS eingeführt 
werden. 

Die mit dem EMAS-Umweltteam erarbeiteten 
Umweltleitlinien wurden von allen Abteilungen 
und der Steuerungsgruppe EMAS geprüft 
und im Juni 2021 intern veröffentlicht. Die 
erste Umweltprüfung fand parallel statt. Sie 
wurde ab September 2021 durch einen Bera­
ter des TÜV­Rheinlands unterstützt und Ende 
2021 abgeschlossen. 

Die Treibhausgase der Dienstreisen des 
MLUK (Dienstfahrten mit Fahrzeugen des 
BLB-Fuhrparks und Flüge, insgesamt zirka 
130 Tonnen CO2) wurden im Dezember 2021 
rückwirkend für drei Jahre mit nachhalti­
gen internationalen Projekten von Atmosfair 
(Kleinbiogasanlagen in Nepal) kompensiert. 
In Zukunft ist die Kompensation mit regiona­
len Brandenburger Moorprojekten geplant. 

Schritte bei der Einführung von EMAS sind im 
Jahr 2022: 
- Verabschiedung der Umweltziele und 

Umweltmaßnahmen (Ende Februar 
2022), 

- Umweltbetriebsprüfung (März 2022), 
- Erstellung der Umwelterklärung (April/ 
Mai 2022), 

- Prüfung durch externe Umweltgutachter 
(Sommer 2022), 

- anschließender Eintrag bei der IHK und 
Zertifikatsübergabe, 

- Veröffentlichung der Umwelterklärung. 

Nach der Erst­Zertifizierung folgen in den kom­

menden Jahren: 

- die Fortführung und kontinuierliche 


Verbesserung des Umweltmanagement­
systems und der Umweltleistung des 
MLUK in den kommenden Jahren, unter 
anderem durch Prozessoptimierung, 

- die intensive Einbeziehung der Mitarbei­
terinnen und Mitarbeiter und regelmäßi­
ge interne und externe Audits. 

29 
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